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No. 14. Naffuwerder, den 3ten April 1844. 


— — 


I. Mit Bezug auf die Bekanntmachung durch die Amts- und Inteliged e 
dlaͤtter vom 24ſten Mai v. J. werden die Herren Buchdrucker und Verleger Mn 
Provinz Preußen, ſoweit fie damit noch im Rückſtande ſind, aufgefordert, das it 
zeichniß der im Laufe des vorigen Jahres gedruckten und verlegten Schriften des 
Einſchluß der Wochen-, Monats- und allgemeinen Zeitſchriften unter Beifügung ; 
Nachweiſes der Ablieferung der Pflicht-Exemplare an die Königlichen Bibliotheken 
zu Berlin und Königsberg ſchleunigſt einzureichen. 

Eine gleiche Aufforderung ergeht an die lithographiſchen Inſtitute zur Einſen⸗ 
dung des Verzeichniſſes der von ihnen gefertigten Artikel, welche ein Intereſſe für 
Kunſt und Wiſſenſchaft gewähren, und es wird von denſelben gleichfalls der Nach⸗ 
weis erwartet. 

Ferner werden die früheren Herren Cenſoren erſucht, das Verzeichniß der 
Schriften, welche fie bis zur Ernennung der Bezirks⸗Cenſoren im Iſten Semeſter 
v. J. cenſirt haben, binnen 4 Wochen einzureichen. 

Königsberg, den 12ten März 1844. 

Der Ober-Präſident der Provinz Preußen. 


I. In Gemäßheit eines Reſkripts des Königl. Minifterii des Innern vom 
31ſten Dezember v. J. wird die nachſtehende Zuſammenſtellung der, bei Konſtati⸗ 
rung und Verfolgung der gerichtlicher Unterſuchung und Beſtrafung anheim fal- 
lenden Kriminal-Verbrechen, von den Polizeibehörden zu beobachtenden Vorſchriften 
zur Kenntniß derſelben gebracht, mit der Anweiſung, fi forgfältig damit bekannt 
zu machen, und die in Bezug genommenen geſetzlichen Beſtimmungen in vorkom⸗ 
menden Fällen pünktlich zu befolgen. 

Marienwerder, den 19ten März 1844. 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Zuſammenſtel lung 

der 
für Polizeibeamte wiſſenswerthen Vorſchriften über den erſten Angriff und das vor⸗ 
8 läufige Verfahren bei begangenen Verbrechen. 5 
F. 1. Den Polizeibehörden liegt die Pflicht ob, bei allen Verbrechen den er⸗ 


fen Angriff zu machen, und die vorläufige Unterſuchung zu führen. ($. 12. Lit. IJ. 
Thl. II. X. L. 9 


nögegeben in Marienwerder den 4. April 1844. | 
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8 Dieſe Pflicht tritt von Amtswegen ein, ohne daß es einer beſondern Anzeige 
Seitens des Beſchädigten bedarf. (Reſkript des Polizei- Minifterd vom Alften 
Juni 1817.) 

| 8. 2. Es ſind deshalb bei der erſten Kunde von einem Verbrechen ſchleunigſt 
alle diejenigen Umſtände zu ermitteln, welche es gewiß oder wahrſcheinlich machen, 
daß ein Verbrechen begangen iſt. Dieſe Umſtände zuſammengenommen, machen den 
objektiven Thatbeſtand aus. (efr. §. 133. der Krim.⸗Ordnung.) 

Ferner ſind alle diejenigen Spuren zu verfolgen, welche zur Entdeckung des 
Thäters führen können, und alle Maaßregeln zu treffen, wodurch der entſtandene 
Schaden möglichſt wieder erſetzt werden kann. 

4 F. 3. Es iſt der Zweck dieſes vorläufigen Verfahrens, dem unferfuchenden 
Richter vorzuarbeiten, um demſelben die gerichtliche Feſtſtellung des Thatbeſtandes 
und die Aufnahme der vorhandenen Beweismittel möglichſt zu erleichtern. — 

F. 4. Die Polizeibehörde hat deshalb hinſichtlich des Thatbeſtandes bei allen 
denjenigen Verbrechen, welche erkennbare Spuren hinterlaſſen haben, dafür zu ſor⸗ 
gen, daß dieſe Spuren unverwiſcht bleiben, bis ihr Vorhandenſein gerichtlich feftger 
ſtellt worden iſt. N 

8. 5. Bei ſchweren Verbrechen, als Brandſtiftung, Mord, Todſchlag, Raub 
ic. hat der unterſuchende Richter die Verpflichtung, ſich ſchleunigſt an Ort und 
Stelle zu begeben, um den Thatbeſtand feſtzuſtellen. Es iſt deshalb zweckmäßig, 
bei ſolchen ſchweren Verbrechen dem Richker ſofort, allenfalls durch expreſſe Boten, 
von dem begangenen Verbrechen ſchriftlich oder mündlich Nachricht zu geben, und 
bis zu ſeiner Ankunft alle Spuren ſorgfältig vor fremdem Einwirken zu ſchützen. 
Dies wird am ſicherſten erreicht, wenn Lokale, in welchen dergleichen Verbrechen 
verübt worden ſind, verſchloſſen und verſiegelt, oder wenn die ſolche Spuren enthal⸗ 
tenen Plätze im Freien mit Wachen beſetzt werden. N 

F. 6. Bei geringeren Verbrechen, wohin namentlich der mittelſt Einbrechen 
oder fonft gewaltſam verübte Diebſtahl gehört, findet eine Feſtſtellung des Thatbe⸗ 
ſtandes an Ort und Stelle durch den Richter in der Regel nicht ſtatt. Damit aber 
dengoch die vorhandenen Spuren ſpäter feſtgeſtellt werden können, hat der Polizei⸗ 
beamte unbeſcholtene Zeugen zuzuziehen und ſie auf die Spuren aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, damit durch deren gerichtliche Vernehmung ſpäter das Nöthige feſtgeſtellt wer⸗ 
den kann. 

§. 7. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß bei der Sorge für Erhaltung der 
Spuren des begangenen Verbrechens die ſanitätspolizeilichen Vorſchriften nicht ver⸗ 
nachläßigt werden dürfen. Es müſſen deshalb bei gewaltſamen Todesarten, wenn 
dies irgend zweckmäßig erſcheint, Wiederbelebungs-Verſuche angeſtellt werden. Leichen 
find aus dem Waſſer zu ziehen, Erhängte abzuſchneiden und die Schlinge zu löͤſen. 

$. 8. Es giebt verſchiedene Verbrechen, bei denen eine Unterſuchung nur ein⸗ 
treten darf, wenn der Beſchadigte oder der Hausherr ausdrücklich darauf anträgt⸗ 
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In ſolchen Fällen muß auch der Polizeibeamte ſich jeder Einmiſchung enthalten. 
Werden über ein ſolches Verbrechen Anzeigen gemacht, ſo iſt zuvörderſt feſtzuſtellen, 
ob der Beſchädigte oder der Hausherr eine gerichtliche Unterſuchung verlangt. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo hat der Polizeibeamte den häufig vorkommenden Antrag 
auf eine polizeiliche Unterſuchung nnd Beſtrafung zurück zu weiſen. 
t $.9, Die öfter vorkommenden Verbrechen, die ohne Antrag nicht Gegenſtand 
einer Unterſuchung ſein können, ſind folgende: 

a. Diebſtähle, welche unter Ehegatten, Eltern und Kindern, unter Geſchwiſtern, 
unter andern in einer gemeinſchaftlichen Hauswirthſchaft ſich befindenden An: 
verwandten vorgefallen ſind: ferner Diebſtähle, welche von Pflegebefohlenen 
und Zöglingen an ihren Vormündern, Pflegeeltern und andern Erziehern oder 
deren Hausgenoſſen begangen ſind. (§. 1133 — 1135. Tit. 20. Th. II. A. 
L. R.) f 


Bei dieſen Diebſtählen kann eine Unterſuchung nur eintreten, wenn der⸗ 
jenige darauf anträgt, unter deſſen Hauszucht der Verbrecher ſteht. 

Auf den Werth des Geſtohlenen kommt es nicht an. Wenn aber dieſe 
Diebſtähle mit Gewalt, mittelſt Nachſchlüſſels oder Dietrichs, unter Androhung 
von Gewaltthat, mit beſonderer Liſt oder verwegenen Unternehmungen, oder 
unter ſonſtigen erſchwerenden Umſtänden begangen ſind, dann muß von Amts⸗ 
wegen, wie bei jedem andern Verbrechen, eingeſchritten werden. a 

b. Diebſtähle, welche von Geſinde und Hausgenoſſen an demjenigen, in deſſen 
Lohn und Brod ſie ſtehen, oder an deſſen Hausgenoſſen verübt worden, ſobald 
der Werth des Geſtohlenen 5 Rthlr. oder weniger beträgt und nicht bei deren 
Verübung erſchwerende Umſtände vorgekommen find. (§. 1137. Tit. 20. 
Th. 2. A. L. R.) 

Bei dieſen Diebſtählen darf nur auf den Antrag des Hausvaters die 
Unterſuchung eröffnet werden. ü 

Es iſt hierbei zu bemerken, daß gemeinſchaftliche Miether, oder ſolche, 
welche eine Schlafſtelle in einer Wohnung haben, nicht als Hausgenoſſen an— 
geſehen werden können. Dogegen ſind Handlungsdiener, Hauslehrer, Geſellen 
und Lehrlinge als Hausgenoſſen zu betrachten. (Reſer. v. 14. Novbr. 1796.) 

c. Betrügereien der Privatverwalter und Rechnungsführer gegen ihre Prinzipale 
können nur auf den Antrag des Prinzipals zur Unterſuchung Veranlaſſung ge⸗ 
ben. (§. 1345 bis 1349. Tit. 20. Thl. 2. A. L. R.) 

d. runtreuungen des gemeinen Geſindes und der Hausgenoſſen durch Unter⸗ 
ſchlagung der ihnen anvertrauten Gelder und Sachen, Schuldeumachen der 

Dienſtooten und Hausgenoſſen auf den Namen der Herrſchaft oder des Haus⸗ 

vaters ohne deren Vorwiſſen, und Betrügereien, welche Dienſtboten und Haus- 
genoffen dadurch begehen, daß ſie zur Bevortheilung der Herrſchaft mit andern 
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in Verſtändniß treten, koͤnnen nur auf den Antrag des Hausherrn zur Unter⸗ 

ſuchung Veranlaſſung geben. (§. 1352. Tit. 20. Thl. II. A. L. R.) 

6. Bei verübter Nothzucht ſoll, wenn kein öffentliches Aergerniß gegeben iſt, keine 
Unterſuchung von Amtswegen ſtattfinden, wenn die Beleidigten dergleichen 
Verbrechen nicht rügen. (§. 1060. Tit. 20. Thl. II. A. L. R.) 

f. Bei Entführungen, in der Abſicht, die Entführte und mit deren Einwilligung 
zu heirathen, ſoll nur auf den Antrag derjenigen Perſonen, deren Conſens zur 
Gültigkeit der Ehe nothwendig und gegen deren Willen die Entführung ge⸗ 
geſchehen iſt, eine Unterſuchung ſtattfinden. ($. 1103. Tit. 20. Th. II. A. L. R.) 

g. Diebſtahl an noch nicht gefälltem Holze aus Wäldern und Forſten wird nur auf 
den Antrag des Eigenthümers Gegenſtand der Unterſuchung; dieſe Unterſuchungen 
gehören vor die beſonders beftallten Forſtrichter. (Geſetz vom 7ten Juni 1821) 

Dagegen muß bei Diebſtählen an bereits gefälltem Holze, an Klafter⸗ 
holz von Amtswegen eingeſchritten werden. 

§. 10. Außer den Fällen, wo das Geſetz den Antrag der Betheiligten zur 
Bedingung des richterlichen Einſchreitens macht, muß der Polizeibeamte bei jedem 
ihm bekannt gewordenen Verbrechen von Amtswegen einſchreiten und das Noͤthige 
ermitteln. Er darf kein Verbrechen verſchweigen oder unterdrücken, noch dem Ver⸗ 
brecher vorſätzlich Zeit und Raum gewähren, ſich der Strafe oder der Unterſuchung 
zu entziehen, widrigenfalls ihn nach d. 458. Tit. 20. Thl. II. A. L. R. dieſelben 
Strafen treffen würden, welche in den 8. 366 — 371. und 395. J. e. den Juſtiz⸗ 

beamten für dieſe Vergehen angedroht worden ſind. 

& 11. Der Polizeibeamte hat die Pflicht und das Recht, Verbrecher zu 
verhaften, hierbei ift mit möglichfter Schonung zu verfahren und es ſind die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften ernſtlich zu beachten. Danach ſollen Betrüger, Diebe und aͤhn⸗ 
liche Verbrecher in der Regel jederzeit, andere Verbrecher dagegen in der Regel nur 
dann verhaftet werden, wenn eine hoͤhere als einjährige Freiheitsſtrafe wahrſcheinlich 
eintreten wird. (§. 208. der Krim.⸗Ordn.) 

Iſt begründete Beſorgniß porhanden, daß ein Verbrecher feine Freiheit zur 
Flucht oder zur Verdunkelung der Wahrheit und Erſchwerung der Unterſuchung 
mißbrauchen werde, ſo muß auch bei einer geringeren Strafbarkeit die Haft eintre⸗ 
ten. (F. 209. a. a. O.) 

Wenn bei Aufläufen oder bei einer Schlägerei ein Verbrechen ſchwerer Art 
begangen und deſſen Urheber noch nicht ausgemittelt iſt, ſo ſind einſtweilen alle 
thätigen Theilnehmer zu verhaften; es ſei denn, daß dem Einzelnen wegen ſeinet 
bekannten Rechtlichkeit oder ſonſtigen Verhältniſſe das begangene Verbrechen nicht 
füglich beigemeſſen werden kann. (§. 213. a. a. O.) 

Verhaftete Militairperſonen ſind ſofort an das betreffende Regiment oder Ba⸗ 
taillon abzuliefern. Iſt dies unbekannt oder zu entfernt, ſo geſchieht die Ablieferung 
an die nächſte Garniſon. (F. 216. a. a. O.) 
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$. 12. Verhaftete Perſonen müſſen innerhalb 48 Stunden vernommen wer⸗ 
den. Geſchieht dies nicht, 0 J den In Beamten für jeden Tag eine 1 0 
ſtrafe von 5 Rthlr. treffen, und iſt die Vernehmung über einen Monat verz ger 
ſo ſoll der Beamte, dem dieſe Verzögerung zur Laſt fällt, ſeines Amtes en ſetz 
werden. (. 400. und J. 381. und 382. Tit. 20. Th. I. 1. L. KH. 

. 13. um den Verdächtigen zum Geſtändniß zu bringen, dürfen 1 
waltſame Mittel, von welcher Art fie auch fein mögen, angewandt werden, g. : 
der Kriminal = Ordnung. Es fol ſich deshalb Niemand unterſtehen, einen Ange 
ſchuldigten durch Drohungen, thätliche Behandlung, Stoßen, Schlagen oder Bus 
fügung irgend eines körperlichen Leidens zum Bekenntniß der Wahrheit zu nöthigen 
oder dem Angeſchuldigten das Verſprechen der Strafloſigkeit auf den Fall des Ge⸗ 
ſtändniſſes zu geben. ($. 286 und 288. a. a. O.) 

§. 14. Wenn aber ein Angeſchuldigter geſtändlich gelogen hat, wenn ein über⸗ 
führter Verbrecher ſich weigert, ſeine Mitſchuldigen zu nennen, oder wenn der über⸗ 
führte Räuber und Dieb die Anzeige verweigert, wo ſich die entwendeten Sachen 
befinden, oder darüber falſche Angaben gemacht hat, dann ſoll der vorgeſetzten 
Dienftbehörde hierüber Anzeige gemacht und die von dieſer verfügte Züchtigung voll⸗ 
ſtreckt werden. Der mit der vorläufigen Unterſuchung beauftragte Polizeibeamte 
aber hat ſich der eigenmächtigen Züchtigung zu enthalten. 

$. 15. Den Polizeibeamten ſteht das Recht zu, Hausſuchungen vorzunehmen 
Gieſcr. des Polizei⸗Miniſters vom 21. Juni 1817), ſie müſſen aber die geſetzlichen 
Vorſchriften beobachten. 

Danach rechtfertigt ſich eine Hausſuchung nur, wenn begründete Vermuthung 
vorhanden iſt, daß dadurch die Ausmittelung des Thatbeſtandes oder des Thäters 
erleichtert, oder der durch das Verbrechen verurſachte Schaden ganz oder zum Theil 
werde erſetzt werden. Es muß bei der Beurtheilung, ob eine Hausſuchung vorzu: 
nehmen iſt, beſonders in Betracht gezogen werden, ob der Verdächtige bisher einen 
unbeſcholtenen Ruf gehabt. Es muß jede Hausſuchung mit möglichſter Schonung 
gegen den blos Verdächtigen veranlaßt und dabei jede unnöthige Beſchaͤdigung und 
Gewaltthätigkeit möglichſt vermieden werden. (. 125 128. der Krim.⸗Ordnung.) 

§. 16. Es iſt zweckmäßig, daß der Polizeibeamte ſich mit der eigentlichen 
Unterſuchung nur ſo weit beſchäftigt, als dies zum Zweck der weiteren Ermittelung 
unumgänglich nothwendig erſcheint, daß aber das übrige Verfahren dem Unterſu⸗ 
gungsrichter überlaſſen bleibt. An denſelben ſind deshalb die Unterſuchungen ſo 
- abzugeben, als ſich dies mit der Vollſtändigkeit der Ermittelungen vereinigen 
laßt: Zu, dem eigentlichen Unterſuchungs-Verfahren gehören namentlich Verneh⸗ 
mungen von Zeugen und Konfrontationen zwiſchen den Zeugen unter ſich, zwiſchen 
Zeugen und Verbrechern und zwiſchen den Verbrechern unter ſich. — Der Poltzei⸗ 
beamte hört am zweckmäßigſten die Zeugen nur mündlich ab und nimmt ihre An⸗ 
gabe kurz in dem Berichte auf, welcher über die ganzen Ermittelungen zu machen 
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iſt. Konfrontationen dürfen in der Regel niemals polizeilich veranlaßt werden; bei 
ſchweren Verbrechen ſind ſie vorzugsweiſe zu vermeiden. Der Nachtheil, der durch 
eine unzeitige, nicht gehörig vorbereitete Konfrontation herbei geführt wird, iſt in 
der Regel nicht wieder gut zu machen, und ſehr oft iſt durch eine ſolche polizeilich 
veranlaßte Konfrontation dem Unterſuchungsrichter jede Möglichkeit genommen, ein 
Geſtändniß zu erlangen oder überführende Anzeigen feſtzuſtellen. 

F. 17. Für den Unterſuchungsrichter find hiernach nur kurz alle Angaben zu: 
ſammenzuſtellen, welche über das Verbrechen, über den Thäter und über den etwa 
zu veranlaſſenden Schadenerſatz irgend erheblich ſind. Namentlich iſt bei Brand⸗ 
ſtiftungen in ſolchen Berichten ſtets hervorzuheben, ob Vorſatz oder Fahrläßigkeit 
vorliegt. Bei den aufgefundenen Leichen ſind immer diejenigen Perſonen zu benennen, 
welche die Leiche gefunden haben, oder über deren Verhältniſſe Auskunft geben können. 

$. 18. Zur Vermeidung zeitraubender Rückfragen iſt in dieſen Anzeigen für 
den Unterſuchungsrichter auch Auskunft zu ertheilen über die Militairverhällniſſe des 
Verbrechers, ſobald derſelbe im milltairpflichtigen Alter von 21 bis 29 Jahren 
ſteht: über den bisherigen Ruf und die Führung des Verbrechers und deſſen Ver⸗ 
mögens⸗Verhäͤltniſſe. 

F. 19. Die verhafteten Verbrecher find fo ſchleunig wie möglich dem unters 
ſuchenden Richter zu übergeben, wobei es überhaupt nicht nothwendig erſcheint, daß 
diefelben polizeilich vernommen werden, wenn die Dauer der perſönlichen Haft nicht 
48 Stunden beträgt. Bei begangenen ſchweren Verbrechen iſt eine Vernehmung 
über die That namentlich zu vermeiden, wenn dies nicht für die polizeilichen Ermit⸗ 
telungen nothwendig erſcheint. Haben mehrere an einem Verbrechen Theil genom⸗ 
men, fo find dieſe Mitſchuldigen möglichſt von einander zu trennen, und bei ſchwe⸗ 
ren Verbrechen find dieſelben ſchleunigſt einzeln per Transport. dem Unterſuchungs⸗ 
richter zu überliefern. 

F. 20. Die amtliche Thätigkeit des Polizeibeamten hört mit Uebergabe der 
Unterſuchung an den Richter nicht auf, vielmehr hat er die Ermittelung der Schuld 
und beſonders der etwa entwendeten Sachen fortwährend im Auge zu behalten, wo— 
bei ihm die Einſicht der Unterſuchungs-Akten und Rückſprache mit dem Unterſu⸗ 
chungsrichter ſehr nützlich fein wird. 


Die Emil» III. Mit Bezug auf die Amtsblatts-Bekanntmachung vom 26ſten April pr. 


gurg des 


Salzvreiſes 


im Klein⸗ 
handel betr. 


bringen wir das Reſultat, welches die angeordneten Unterhandlungen der Ortsbehör⸗ 
den mit den Salzkleinhaändlern über die Ermäßigung des Salzpreiſes auf den Be⸗ 
trag von 1 Sgr. für das Pfund ergeben haben, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Nach den uns vorliegenden Anzeigen haben ſich nur die Salzverkäufer in den Städten 
Zempetburg, Rieſenburg, Landeck, Schlochau und Gollub und auf dem platten Lande 
in den Ortſchaften der Domainen-Rentämter Tuchel, Mewe, Gollub und Lauten⸗ 
burg nicht bereit finden laſſen, auf die vorgeſchlagene Preisermäßigung einzugehen. 
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In den adlichen Ortſchaften des Schlochauer Kreiſes, in den Bezirken der Domainen⸗ 
Rentämter Friedrichsbruch, Neumark, Schwetz und Stuhm, fo wie in den Städten 
Tuchel, Tütz, Culm, Brieſen, Cammin, Flatow, Vandsburg, Schwetz, Chriſtburg, 
Thorn haben ſich mehr oder minder einzelne Kleinhändler mit Salz; in N 
lichen Oreſchaften der 12 übrigen Kteiſe dagegen, fo wie in den Bezirken der übri⸗ 
gen 12 Rentämter und in den übrigen 28 Städten ſämmtliche Verkäufer ver⸗ 
pflichtet, das Pfund Salz fernerhin für 1 Sgr. abzulaſſen. “= * 
Indem wir der gemeinnützigen Bereitwilligkeit, mit welcher hiernach die Kr 
. wiegende Mehrzahl der Salzverkäufer der oben gedachten Aufforderung . 
hat, die verdiente Anerkennung zu Theil werden laſſen, verpflichten wn keen Ss 
betheiligten Behörden im Intereſſe des bedürftigeren Theils des ie 7 
Bemühungen fortzuſetzen, damit dieſes ehrenwerthe Beiſpiel von Uneigennützig 1 
und Gemeinſinn auch bei den übrigen Kleinhändlern, welche ſich zu der vorgeſch he 
genen Ermäßigung des Salzpreiſes bisher noch nicht haben verſtehen wollen, 10 
digſt eine allgemeine Nachahmung finden möge. Hierbei nehmen wir zugleich 5 
anlaſſung, die Bekanntmachung des Königl. Dberpräfidii vom 30ſten Juli 1829 
(Amtsblatt pro 1929 Nro. 84.): N | 
wonach es von der Wahl des Käufers abhängt, fein benoͤthigtes Salz 
von dem Seller oder Materialiſten nach Maaß oder Gewicht zu fordern, 
in Erinnerung zu bringen, ſo wie auch die ebenfalls ſchon beſtehende Beſtimmung 
zu erneuern, daß beim Verkauf nach Maaß nur vorſchriftsmäßige und 
geaichte Gemäße gebraucht werden dürfen. 
Marienwerder, den 18ten März 1844. 


Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Das — 9. IV. Unter Hinweiſung auf die im Amtsblatt unterm 15ten April 1842 wieder abge⸗ 
pen der 
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Baume betr. druckte Verordnung Seite 132. pro 1842) werden ſämmtliche Polizei- und Ortsbehoͤrden 


angewieſen, für das zeitige und vollſtändige Abraupen der Bäume Sorge zu tragen. 
Marienwerder, den 27ſten März 1844. 


Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


V. Der Kaufmann Wolff Ruhemann zu Zempelburg iſt als Agent der Feuer⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft Borussia zu Königsberg beſtaͤtiget worden. 
Marienwerder, den 21ſten Mär; 1844. 
Königlich Preußiſche' Regierung. Abtheilung des Innern. 


! VI. Der Apotheker Schilling zu Dt. Crone iſt als Agent der Rheinpreuß i 
ſchen Feuer⸗Verſicherungs⸗ Geſellſchaft beſtätiget worden. 
N artenmerder, den 22ſten März 1844. . 

Koniglich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Sicherheits: 
Polizei. 


Perſonal⸗ 
Chronik. 
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VII. Der Bauer Jacob von Wenſierski zu Ellerbuſch bei Lipſchin iſt durch 
die Allerhöchſt beſtätigten Urtel des unterzeichneten Kriminal⸗Senats vom Iten De⸗ 
zember 1842 und des Tribunals des Koͤnigreichs Preußen vom Iſten September 
1843 feines Adels für verluſtig erklaͤrt. 

Marienwerder, den 22ſten März 1844. 
Kriminal-⸗Senat des Koͤnigl. Oberlandesgerichts. 


VIII. In Briefen iſt eine Stempel-Diftribution eingerichtet und dem dortigen 
Stadtkämmerer und Schiedsmann Gabler übertragen worden. ; 

Danzig, den 28ſten März 1844. 
Der Geheime Ober-Finanz-Rath und Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 


IX. Der Vagabonde Anton Kazmiczewski, auch der kleine Joſeph genannt, 
deſſen Signalement unten folgt, iſt am ten Februar 6. aus dem Kriminalgefängniſſe 
zu Graudenz nach feinem angeblichen früheren Aufenthaltsorte 3gniloblott, hieſigen 
Amts, entlaſſen; er hat ſich am 14ten ejusd. allhier gemeldet und an eben dieſem 
Tage die ſchriftliche Weiſung erhalten, ſich einen Dienſt zu ſuchen und binnen acht 
Tagen anzuzeigen, wo er ſolchen gefunden. Bis jetzt hat er ſich aber hier nicht 
wieder ſehen laſſen, daher anzunehmen iſt, daß er ſeine frühere vagabondirende Le⸗ 
bensweiſe wieder fortſetzt. 

Da er ein der menſchlichen Geſellſchaft hoͤchſt gefaͤhrliches Individuum iſt, fo 
werden die Polizeibehörden hiermit erſucht, auf ihn ſtrenge zu vigiliren und im Fall 
er ſich dienſtlos betreten laſſen ſollte, ihn als Vagabonde zu behandeln. 

Strasburg, den 15ten März 1844. a 

Königliches Domainen-Amt. 
Signalement. 

Geburtsort — Doboszidi, Stand — Knecht, Religion — katholiſch, Alter 
— 22 Jahr, Größe — 5 Fuß, Haare — braun, Stirn — niedrig, Augenbrau⸗ 
nen — braun, Augen — blau, Naſe — breit, Mund — gewöhnlich, Zähne — 
gut, Bart — keinen, Kinn — rund, Geſicht — länglich, Geſichtsfarbe — gefund, 
Statur — klein. 


X. Des Königs Majeſtät haben dem Domainen⸗Rentmeiſter Schloß zu 
Guttowo den Eharakter als Domainen-Rath zu verleihen geruhet. 

Der frühere Oberjäger Friedrich Wilhelm Depner if als Förfter zu 
Rittel in der Oberförſterei Wodziwodda definitiv angeſtellt. 

Der Schönfärber Hinze iſt zum unbeſoldeten Rathmann für die Stadt 
Dt. Crone auf 6 Jahre gewahlt und beſtätigt worden. 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger No 14.) 


